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„Die Unabkömmlichen“. 


Wir haben aus den feindlichen Ländern vielerlei über Wehr— 
pflichtige gehört, die ſich dem Dienſte an der Front zu entziehen 
trebten: in allen möglichen Büros und Fabriken waren ſie 
angeblich unabkömmlich und es ſcheint vor allem in Frankreich 
eine Jagd nach „unabkömmlichen“ Stellen ſtattgefunden zu 
haben. Daß in Deutſchland die allgemeine Wehrpflicht anders 
aufgefaßt wird, daß der Fürſtenſohn wie der Arbeiter im Heere 
tehen und ihr Blut gleichmäßig für das Vaterland hingegeben 
haben, ift uns allen eine frohe und ſtolze Gewißheit. Aber 
ſelbſt bei uns iſt der Glaube unausrottbar, daß es hier und da 
Drückeberger gebe, die ſich — vor allem durch ihr Geld — von 
der Verwendung an der Front zu bewahren wüßten, die bei 
voller Felddienſtfähigkeit ſich dennoch als Schreiber in heimi⸗ 
ſchen Schreibſtuben zu halten vermöchten. Es wird ſich nicht 
leugnen laſſen, daß hier und da einmal durch einen gewiſſen⸗ 
loſen Feldwebel und einen unachtſamen Kompagnieführer Schie⸗ 
bungen ſtattfinden, die einen Einzelnen begünſtigen; aber die 
militäriſch⸗ärztlichen Kommiſſionen, die augenblicklich alle deut⸗ 
ſchen Truppenteile und alle Schreibſtuben der Heimat durch⸗ 
muſtern, werden dieſe Einzelnen ſicherlich herausfinden, ſoweit 
ſie irgendwo vorhanden ſind. Verfolgt man eben die Gerüchte, 
die ohne beſtimmten Hinweis auf Einzelne umhergetragen wer⸗ 
den, ſo liegen die Dinge doch meiſtens anders, und man wird 
zum Schluffe immer wieder erkennen, daß niemand in Deutſch⸗ 
land ein Recht hat, an der unerbittlichen Durchführung der all⸗ 
gemeinen Wehrpflicht zu zweifeln. Bedenken muß man freilich, 
daß es auch im Kriege immer zahlreiche Verſchiedenheiten in 
der Verwendung der Wehrpflichtigen geben muß und daß auch 
die in der Heimat wirklich „Anabkömmlichen“ einen notwen⸗ 
digen Beſtandteil der Kriegsrüſtung bilden. 

Die draußen im Schützengraben leiſten gewiß in der meiſten 
Hinſicht das Höchſte, und dieſer fechtenden, das Leben täglich 
einſetzenden Truppe wird auch immer das größte Verdienſt zu⸗ 
fallen. Aber die Kampftruppe kann nicht beſtehen ohne die 
ebenſo zahlreichen Hilfskräfte hinter der Front und dann in der 
Etappe; ſetzen dieſe auch längſt nicht in dem Maße ihr Leben 
ein, ſo leiſten doch auch ſie eine unentbehrliche tägliche Arbeit, 
die in immer neuen Uebergängen von der Heimat zu den 
Schützengräben führt und die Kampffähigkeit des Feldheeres 
ſichert. In der Heimat aber ſteht ein weiteres Heer, zum Teil 
in Uniform, zum Teil in Zivil, das in feiner Geſamtheit heute 
für den Erfolg des Feldheeres ebenfalls unentbehrlich geworden 
iſt. Es handelt ſich nicht nur um die Erſatztruppenteile, die den 
Nachſchub ausbilden, die Brücken, Tunnel, Bahnhöfe bewachen 
und in den militäriſchen Schreibſtuben den ganzen Organismus 
des Heeres lebendig erhalten, ſondern in gleichem Maße um 


die Angeſtellten der Eiſenbahnen, der Munitionsfabrifen, der 
Geſchützgießereien, der Waffenfabriken, der Bekleidungswerk⸗ 
ſtätten, und dazu noch um alle Arbeiter in Handwerk, Induſtrie 
und Landwirtſchaft, die für Ernährung und für Aufrechterhal⸗ 
tung des wirtſchaftlichen Lebens ſorgen. Und es wird ſofort ein⸗ 
leuchten, daß für alle dieſe Tätigkeiten nicht nur Wilitäruntaug⸗ 
liche, nicht nur die nicht mehr Geſtellungspflichtigen, die Frauen 
und Kinder von nöten ſind, ſondern daß auch hier körperliche 
Kraft und geiſtige Begabung in ungezählten Fällen die Vor⸗ 
ausſetzung erfolgreicher Arbeit ſind. Es gibt Leiſtungen in der 
Waffen⸗ und Munitionsherſtellung, die nur von den kräftigſten 
Männern geleiſtet werden können; es gibt Leiſtungen im Ver⸗ 
kehrsweſen, zu denen Nerven von unbezwinglicher Kraft er- 
forderlich ſind. Wie viele Arbeit iſt ferner notwendig, wo ſich 
die geſchickteſte Hand mit hellem Verſtand verbinden muß, und 
wer ſollte alle für den Krieg ſo unentbehrlichen Betriebe leiten, 
wer als Werkmeiſter und Vorarbeiter tätig ſein, wenn nicht aus⸗ 
gewählte, oft in ihrer Eigenart unerſetzliche Elemente? 
So wird das kämpfende Heer eine Reihe von Kräften abzugeben 
haben, die an anderer Stelle unentbehrlich ſind, die mit ihrem 
Tun den Erfolg des Heeres vorbereiten, und die außerhalb des 
Heeres mehr bedeuten als in der Front. Und man darf zum 
Schluß auch noch die Frage aufwerfen, ob wir nicht auch mit 
denen, die uns nach dem Kriege vielleicht Bedeutendes leiſten 
könnten, ſparſamer umgehen ſollten, als es bis jetzt der Fall ge⸗ 
weſen iſt. Es kann ſich nur um Einzelne handeln — aber die 
verhältnismäßig wenigen, die als beſonders ſtarke Talente auf 
dem Gebiete der Kunſt, der Wiſſenſchaft, der Technik ſicher er- 
kannt ſind oder die als aufbauende Kräfte in der Zeit nach dem 
Kriege eine vielleicht nicht zu erſetzende Rolle zu ſpielen be- 
rufen wären, ſollten ohne Berückſichtigung der ſozialen Schicht 
wohl nach Wöglichkeit für eine Zukunft aufgeſpart werden, in 
der uns eine jede führende Kraft ein Gewinn im ſchweren Wett⸗ 
bewerb mit offenen und heimlichen Feinden ſein wird. Es iſt 
klar, daß hier nur nach ſtrengſter Prüfung entſchieden werden 
dürfte, aber das Geſetz der allgemeinen Wehrpflicht würde 
keinen Schaden leiden, wenn wir den einen oder anderen als 
en für die Zukunft des deutſchen Volkes bezeichnen 
würden. 
Es ſollte mit dieſen Zeilen nur darauf hingewieſen werden, daß 
es „Unabkömmliche“ gibt, die wir alle gern an ihrem beſon⸗ 
deren Platz hinter der Front ſehen müſſen und die dem Vater⸗ 
land auch außerhalb des Heeres unſchätzbare Dienſte leiſten. 
Prof. Dr. Walter Goetz⸗Leipzig. 
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Gewerbepolitik im Kriege. 


Zeitgemäße Gewerbepolitik iſt Gewerbeförderung. Nicht durch 
Verbote und Strafen und ſtarren Zunftzwang erhält man ein 
Gewerbe, das ſich im heutigen Wirtſchaftsleben gegen Fabrik 
und Großbetrieb behaupten kann. Unſere Staatskunſt ſieht ihre 
Aufgabe im Bilden und Pflegen. Wan beengt die Kräfte nicht 
mehr und verhindert die freie Entwicklung, ſondern man weiſt 
ihnen den Weg. Seit auf dem Deutſchen Handwerker- und Ge⸗ 


werbekammertage zu Cöln die Forderung nach dem allgemeinen 


Befähigungsnachweis aufgegeben wurde, haben ſich die Minder- 
heiten, die für ihn eingetreten waren, allmählich mit der be— 
ſtehenden Ordnung abgefunden. 

Es bleibt aber die Aufgabe des Staates, Schädigungen von dem 
Gewerbe fernzuhalten. Das geſchieht durch Geſetzgebung und 
Gewerbepolizei. Ausbeutung, Kinderarbeit, unlauterer Wett⸗ 
bewerb und manches andere wird dadurch beſchränkt. Das allein 
genügt nicht. Beſonders laſſen ſich die Wunden, die der Krieg 
dem Gewerbe ſchlägt, nicht durch Verfügungen heilen. Es be⸗ 
ſtehen nun beſondere Fachbehörden, die ſich ausſchließlich mit 
den Aufgaben der Gewerbeförderung befaſſen. Ueber das ganze 
Land ſind Handwerker- und Gewerbekammern verbreitet. Die 
allgemeine Aufſicht und einheitliche Durchführung brauchbarer 
Ergebniſſe wird durch eigene Zentralſtellen gewährleiſtet. So 
beſteht in Preußen ſeit 1905 das Königlich Preußiſche Landes- 
gewerbeamt. 

Einrichtungen, die im Anſchluß und unter der Beeinfluſſung 
dieſer Stellen entſtehen, werden für das Wohlergehen gewerb⸗ 
licher Unternehmungen im Kriege und nach dem Kriege einzu⸗ 
treten haben. Das Gewerbe hat durch die Mobilmachung die 
Mehrzahl feiner Meifter und Geſellen verloren. Der Betrieb 
der kleingewerblichen Unternehmung ruht aber meiſt völlig auf 
der Arbeitskraft des ſelbſtändigen Handwerkers, ſo daß das 
Fortbeſtehen durch ſeine Einberufung zu den Fahnen unter⸗ 
bunden iſt. Dort, wo die Werkſtätte mit einem Ladengeſchäft 
vereinigt war, haben allerdings vielfach Frauen den Erwerb 
noch aufrecht erhalten können. Die Frau hat ja im Gewerbe den 
Vater oder den Gatten häufig ſchon in der Friedenszeit durch 
Buchführung oder Kundenbedienung unterſtützt. Man hat auch 
ſchon bei den von Handwerkskammern, Innungen und Meiſter⸗ 
oder Geſellenvereinen eingerichteten Meiſterkurſen mehrfach den 
Verſuch gemacht gehabt, Frauen heranzuziehen, um ſie auf 
ſolche Unterſtützung vorzubereiten. Das iſt eine Verſicherung 
für den gewerblichen Stand für alle Zwiſchenfälle, die den 
Meiſter zwingen, feine Arbeit zu unterbrechen. Das Eingreifen 
der Frauen kann die Auflöſung des Geſchäftes verhindern und 
ſchwere Nachteile, wie Kundenentfremdung, abhalten. Im 
Krieg iſt dieſe aushelfende Frauenarbeit im Erwerb des Mannes 
der wichtigſte Hilfsdienſt zur Erhaltung des Gewerbes geweſen. 
Meiſterkurſe zur Belehrung, Anregung und Weiterbildung ſoll— 
ten ſich darum allgemein auch immer auf die Frauen in den 
Handwerkerfamilien erſtrecken. 

Der Gewerbetreibende, der ſchließlich ohne Schaden wieder zu 
den Seinigen zurückkehren darf, wird froh und ſtark mit neuer 
Arbeitsfreude beginnen und ſich zurechtfinden. Er braucht die 
Staatshilfe wenig. Anders aber der, der kriegsbeſchädigt in 
das bürgerliche Leben zurücktritt. Mancher wird ſeine alte 
Tätigkeit nicht wieder aufnehmen können. Hier ſetzt die Haupt⸗ 
aufgabe der Kriegsgewerbepolitik ein. Fachkundige Berufs⸗ 
beratung muß entſcheiden, ob es rätlich erſcheint, einen anderen 
Erwerb zu lernen. Wancher glaubt nicht, wie ſehr der Menſch 
ſich neuen, ſcheinbar gar zu ſtörenden Verhältniſſen anpaßt. 
Nichts wirkt hier ſo überzeugend, wie das Beiſpiel. Wer es 
einmal mit angeſehen hat, wie Verſtümmelte ſich behelfen ler— 
nen, der vergißt nie, wie ſtark der Wille den Körper beherrſcht. 
Es gibt Fälle, wo dem unwilligen Verwundeten, der an ſeiner 
Erwerbsfähigkeit verzweifelt, nicht beſſer geholfen werden kann 
als durch die Einſicht, daß er in ſeinem alten Beruf immer noch 
die beſten Ausſichten hat. Andere müſſen umlernen. Bei ihnen 
muß für Ausbildung geſorgt werden. Das Hauptziel iſt immer, 
jedem Wirtſchafter ſeine Unabhängigkeit zu bewahren. Dem 
iſt am beſten gedient, der ohne ſtändige fremde Unterſtützung 
wieder feſt auf eigenen Füßen im Wirtſchaftsleben ſtehen kann. 
Mit der Entlaſſung muß die neue Ausbildung in der allge⸗ 
meinen Technik des Berufszweiges beendet ſein. Sie kann 


natürlich keine richtige Lehrzeit erſetzen. Eine Ergänzung der 
Fachkenntniſſe müßte in größeren Zwiſchenräumen durch weitere 
Meiſterkurſe angeſchloſſen werden. Die Lücken müſſen ausge⸗ 
füllt werden, weitere Arbeitsweiſen müſſen vermittelt werden. 
Rat und Auskunft müſſen noch eine Zeitlang zur Verfügung 
ſtehen. Das bleibt Aufgabe der Gewerbeförderung für die 
Uebergangswirtſchaft in den Frieden. 

Fritz Johannes Vogl-Gchlachtenfee 


Kriegsarbeit in der Wohnungsfrage. 


In Deutſchland beſtanden ſchon vor dem Kriege umfaſſende ger 
meinnützige Beſtrebungen zur Verbeſſerung der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe mit dem Ziele, der großen Maſſe der minderbemit⸗ 
telten Bevölkerung und namentlich auch den kinderreichen Fa⸗ 
milien ausreichende, geſunde und gute Wohnungen zu mäßigen 
Mieten zu verſchaffen, die beſtehenden alten Quartiere zu ver⸗ 
beſſern und die weiträumige Anſiedlung in Kleinhäuſern 
mit Garten und Feld zu fördern. Einer der Hauptträger dieſer 
Beſtrebungen war und iſt der „Deutſche Verein für 
Wohnungsreform“, mit dem Sitz in Frankfurt a. M. und 
einer Geſchäftsſtelle in Berlin. Es iſt nicht ganz unintereſſant, 
zu ſehen, wie dieſer Verein ſeine Tätigkeit der durch den Krieg 
geſchaffenen Lage angepaßt hat. 

Schon bald nach Kriegsausbruch widmete ſich der Verein in 
großem Waßſtabe der planmäßigen Ausbreitung des Klein⸗ 
gartenweſens, wie es ſich in den bekannten Lauben⸗ und 
Schrebergarten⸗Kolonien darſtellt. Es ſollte dadurch der min⸗ 
derbemittelten Bevölkerung die Beſchaffung von Nahrungs⸗ 
mitteln durch eigene Landbebauung erleichtert, Arbeitsloſen 
nutzbringende Beſchäftigung gewährt, die Stimmung im Lande 
günſtig beeinflußt und auch eine wertvolle Vorarbeit für die 
Friedenszeit geleiſtet werden. Dieſe Bemühungen fanden viel 
Anklang und Unterſtützung und führten insgeſamt zu dem 
ſchönen Erfolge, daß im erſten Kriegsjahre vielleicht etwa 
100 — 120 000 neue Kleingärten geſchaffen wurden, die ſich bis 
heute auf mehrere Hunderttauſend vermehrt haben dürften. 
Weiter galt es, für die richtige geſundheitsfördernde und auch 
wirtſchaftlich vorteilhafte Anſiedlung der Kriegsbe⸗ 
ſchädigten undder Kriegerhinterbliebenen zu ſor⸗ 
gen. Zu dieſem Zweck trat der Verein ſchon im Frühjahr 1915 
mit einer Eingabe an den Veichstag heran, daß die Kapitaliſie⸗ 
rung eines Teils der Kriegsverſorgungsrenten, d. h. alſo die 
Umwandlung eines Teils dieſer Renten in ein kleines Kapital, 
für die Zwecke ſolcher Anſiedlungen geſetzlich ermöglicht werde. 
Dieſer Vorſchlag wurde ungefähr gleichzeitig auch von anderer 
Seite gemacht und iſt dann bekanntlich im Jahre 1916 durch das 
ſogenannte Kapitalabfindungsgeſetz verwirklicht worden. Eine 
weitere wichtige Sorge war und iſt, dem Entſtehen einer Woh- 
nungsnot nach dem Kriege, wie ſie bekanntlich nach 
1870/71 beſtanden hat und wie ſie das lange Stocken der Bau⸗ 
tätigkeit jetzt leicht entſtehen laſſen könnte, beizeiten vorzubeugen. 
Wit dieſer Frage beſchäftigte ſich der Verein in einer Eingabe 
an den Reichstag im Auguſt 1915. Die öffentliche Erörterung 
dieſer ungemein wichtigen, aber auch ſehr ſchwierigen Ange⸗ 
legenheit iſt jetzt ſchon ſeit geraumer Zeit lebhaft im Gange. 
An verſchiedenen einzelnen Orten ſind auch umfangreiche prak⸗ 
tiſche Vorkehrungen getroffen worden, um ſofort mit Wieder- 
kehr des Friedenszuſtandes in eine größere Bautätigkeit ein⸗ 
treten zu können, auch bewilligen zurzeit Preußen und das 
Reich Geldmittel für dieſe Zwecke, doch iſt unleugbar, daß in 
dieſer ganzen Richtung noch viel mehr geſchehen muß. 

Im übrigen gilt es natürlich, auch auf dem Gebiet des Woh⸗ 
nungsweſens alles zu tun, einmal, um den Krieg ſiegreich durch⸗ 
zuhalten, ſodann aber auch, um ſeinerzeit die ſchwierige Ueber⸗ 
leitung von den Kriegs- in die Friedensverhältniſſe hinüber 
erfolgreich vorzunehmen. Eine ganze Fülle von Maßregeln 
kommen für die eine wie für die andere Aufgabe in Betracht; 
namentlich ſind auch die ſogenannten Miet- und Hypotheken⸗ 
einigungsämter, die in großer Zahl in der Kriegszeit gegründet 
worden ſind, dazu berufen, Hausbeſitzern und Wietern in der 
Zeit des Krieges wie auch nachher ausgleichend und helfend 
zur Seite zu ſtehen. Der Verein arbeitete dieſe ſchwierigen Fra⸗ 
gen im vorigen Jahre durch einen beſonderen Ausſchuß durch 
und gab darüber ein kurzgefaßtes praktiſches Programm: „Ei⸗ 
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lige Maßnahmen zur Linderung der Folgen des Krieges auf 
dem Gebiete des Kleinwohnungsweſens“ heraus, und mit der 
Frage der planmäßigen Ueberleitung der Kriegs⸗ in die Frie⸗ 
denswirtſchaft auf dem Wohnungsgebiete wird ſich jetzt aufs 
neue ein Ausſchuß des Vereins eingehend beſchäftigen. 
Aber über all dieſe Einzelheiten hinaus liegt allen, die ſich mit 
der Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe unſeres Volkes 
befaſſen, jetzt noch eine große allgemeine und ent- 
ſcheidend wichtige Aufgabe ob: nämlich die jetzige Zeit 
in vollem Maße auszunutzen zur Herbeiführung einer großen 
entſcheidenden Wendung zum Beſſeren in unſeren Wohnungs⸗ 
verhältniſſen überhaupt. Daß die Wohnungsverhältniſſe unſerer 

ebölkerung, namentlich die der ſtädtiſchen und induſtriellen 
Volksmaſſen, bis jetzt überaus viel zu wünſchen übrig laſſen, 
bedarf keines beſonderen Beweiſes: in großen Wietkaſernen 
zuſammengedrängt, vom Boden und der Natur faſt ganz abge⸗ 
ſchloſſen, ohne Grundeigentum, in unſicheren und unſteten Miet⸗ 
verhältniſſen lebend, und dabei mit überaus teuren Wieten be⸗ 
laſtet, führen große Teile unſeres Volkes in dieſer Beziehung 
ein wenig erfreuliches Daſein. Der Krieg hat nun aber wirklich 
ſehr weiten Kreiſen, oben und unten, die Augen darüber ge⸗ 
öffnet, daß ſolche Zuſtände geradezu zum Verhängnis für unſer 

olk zu werden drohen. Namentlich die Unmöglichkeit, unter 
ſolchen Verhältniſſen eine zahlreiche Familie zu haben und 
geſund in die Höhe zu bringen, alſo die verhängnisvolle Ein⸗ 
wirkung auf das Wachstum unſeres Volkes, und andererſeits 
die außerordentlichen Schwierigkeiten der Ernährung für die 
von aller eigenen Bodenbebauung losgelöſten ſtädtiſchen Volks⸗ 
maſſen zeigen unwiderleglich die Notwendigkeit, hier gründlich 
ändernd einzugreifen. Dieſe Stimmung aber jetzt zu benutzen, 
auf alle Weiſe dafür zu ſorgen, daß die jetzigen Erkenntniſſe 
und Lehren nicht fruchtlos bleiben, ſondern wirklich zu einer 
großen Reform führen, das iſt die große allgemeine, durch den 
Krieg noch ganz beſonders verſtärkte Aufgabe, der ſich jetzt der 
Deutſche Verein für Wohnungsreform wie auch die anderen 
einſchlägigen Vereinigungen widmen. Erfreulicherweiſe ſind 


denn neueſtens auch im Reiche, namentlich aber in Preußen, er⸗ 


hebliche Anfänge zu einer größeren Reform der Geſetzgebung 
und Verwaltung feſtzuſtellen (in Preußen: Wohnungsgeſetz, 
Bürgſchaftsſicherungsgeſetz, Schätzungsamtsgeſetz, Stadtſchafts⸗ 
geſetz uſw. uſw.), und es gilt nun, mit allem Eifer dahinter zu 
bleiben, damit die Reform nicht ins Stocken kommt. 
Um nun dieſe ganzen großen Aufgaben mit noch mehr Nach⸗ 
druck betreiben zu können, haben unter Führung des Deutſchen 
Vereins für Wohnungsreform eine Anzahl größerer Organiſa⸗ 
tionen, die für die Wohnungsreform eintreten, vor einigen Mo⸗ 
naten einen „Deutſchen Wohnungsausſchuß“ gegrün⸗ 
det, deſſen Sitz in Berlin iſt und deſſen Geſchäfte von dem Deut⸗ 
ſchen Verein für Wohnungsreform geführt werden. Hinter die⸗ 
ſem Wohnungsausſchuſſe ſtehen z. B. jo große und wichtige 
Organiſationen wie die Zentralvertretungen der Arbeiterbewe⸗ 
gung der verſchiedenen Richtungen, die Landes- und Provin⸗ 
zialbereine für Wohnungsweſen, die Baugenoſſenſchaftsver⸗ 
bände, der Volksverein für das katholiſche Deutſchland ebenſo 
wie evangeliſche Korporationen, große Siedlungsgeſellſchaften, 
Landesverſicherungsanſtalten uſw. uſw. Es iſt zu hoffen, daß 
angeſichts all dieſer Umſtände, insbeſondere aber auch infolge 
dieſes eben erwähnten großen Zuſammenſchluſſes nunmehr die 
Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe unſeres Volkes einen 
erheblich ſchnelleren Verlauf als bisher nehmen wird! 
Dr. K. v. Mangoldt, 
Generalſekretär des deutſchen Vereins für Wohnungsreform. 


Die Bekleidung der bürgerlichen Bevölkerung 
im Kriege. 


Der Krieg hat uns gezwungen, auch den Bekleidungsgegenſtän⸗ 
den die ſtaatliche Aufmerkſamkeit zu ſchenken. Wenn wir bisher 
nach faſt 2½ jähriger Kriegsdauer unter verhältnismäßig ge⸗ 
ringer Einſchränkung ausgekommen ſind, ſo gebührt hierfür der 
Dank dem Textilgewerbe, das größtenteils aus freien Stücken 
und ohne daß von behördlicher Seite ein Zwang ausgeübt wor⸗ 
den wäre, für hinreichende Vorräte geſorgt hat. 

Nachdem die bezeichneten Gewerbebetriebe ihre Aufgabe gut 


erfüllt haben, übernimmt die Reichsbekleidungsſtelle die Ver⸗ 
antwortung für die weitere Verſorgung der Bevölkerung mit 
Webs, Wirk- und Strickwaren, für die Streckung der vorhande- 
nen Beſtände bis zum Ende des Krieges und darüber hinaus. 
Niemand wird die gewaltige Aufgabe, die in den kurzen Sätzen 
ausgedrückt iſt, unterſchätzen, niemand wird annehmen, daß ſie 
bei der Fülle der Rückſichten, die genommen werden müſſen, 
leicht zu erfüllen iſt. 

Die Neichsbekleidungsſtelle war beſtrebt, unter möglichſter Scho⸗ 
nung des Handels und der Induſtrie vorzugehen. Sie hat ledig⸗ 
lich durch die Einführung des Bezugsſcheins ſich gewiſſe Siche⸗ 
rung zu ſchaffen geſucht. 

Letztere Maßnahme iſt zurückzuführen auf die im Sommer 1916 
im ganzen Deutſchen Reiche vorgenommene Beſtandserhebung 
von Web-, Wirk- und Strickwaren, welche ein ſehr ungünſtiges 
Refultat gezeitigt hat. 

Unter die Bezugſcheinpflicht wurden die meiſten Bekleidungs⸗ 
ſtücke geſtellt, ſo zwar, daß eine Preisgrenze feſtgeſetzt wurde, 
bis zu welcher Bezugſcheinfreiheit herrſchte. Ebenſo fielen ver⸗ 
ſchiedene Stoffe, z. B. Seide, Halbſeide uſw., nicht unter die 
Bezugſcheinpflicht. Dieſe erſte Regelung mit ihrer verhältnis⸗ 
mäßig großen Freiliſte war noch eine ſehr gemäßigte zu nennen. 
Doch bald zeigte ſich immer deutlicher, daß nur ein energiſches, 
behördliches Eingreifen zum Ziele führen konnte. 5 

Es folgt die zweite Bezugſcheinregelung vom 31. Oktober 1916, 
welche die Preisgrenzen völlig beſeitigte und eine ganz be⸗ 
deutende Kürzung der Freiliſte brachte. Nach Waß angefertigte 
Kleider, Anzüge, Korſette, Taſchentücher, Strümpfe uſw. werden 
von nun an bezugſcheinpflichtig. 

Wir ſehen aus der ganzen Entwicklung, daß ein haushälteriſches 
Wirtſchaften der knappen Vorräte halber unbedingt geboten iſt. 
Wie groß der Stoffmangel im Inland iſt, geht aus der Tatſache 
hervor, daß im Dezember 1916 die geſamte Ausfuhr von Stoffen 
nach dem Auslande, die bisher an die Genehmigung des Reichs⸗ 
kommiſſars für Aus⸗ und Einfuhrbewilligung geknüpft war, 
generell verboten wurde. 

Dem Ausfuhrverbot wurden ſelbſt die hochwertigſten Luxus⸗ 
gegenſtände unterworfen (3. B. koſtbare Ballkleider, welche zum 
großen Teil nach Norwegen gingen) und Sachen, welche nur dem 
Veredelungsverkehr dienen (3. B. kamen aus der Schweiz ſehr 
viele Stoffe ins Inland, die hier beſtickt wurden und ſo in die 
Schweiz zurückgingen), alſo nur den Zweck verfolgen, inländiſche 
Arbeitskräfte zu beſchäftigen, die Valuta zu heben und den im 
Kriege geſteigerten Hang der ausländiſchen Induſtrie zur Selbſt⸗ 
fabrikation zu vermindern. 

Eine Erſchwerung der allgemeinen Lage brachte noch das Aus⸗ 
fuhrverbot Italiens und Frankreichs für Seide. 

Wir bekamen zwar mehrere Wale aus den beſetzten Gebieten 
Stoffe herein, welche im Auftrage des Kriegsminiſteriums von 
ſeiten der Kriegswirtſchafts-Aktiengeſellſchaft, Geſchäftsabtei⸗ 
lung der Reichsbekleidungsſtelle, an die Fabrikanten und Groß⸗ 
händler der Bekleidungsinduſtrie zur Verteilung gelangten. 
Doch konnten dieſe Mengen, die in möglichſt viele Kanäle ge- 
leitet wurden, an der herrſchenden Knappheit auf dem Stoff- 
markt wenig oder gar nichts ändern. . 

Von der Dauer des Krieges wird es abhängen, welche weiteren 
Aufgaben der Reichsbekleidungsſtelle zur Sicherung unſeres 
Wirtſchaftskampfes zufallen. Jedenfalls werden wir mit weite⸗ 
ren Einſchränkungen rechnen müſſen, wie auch neuerdings wie- 
der die Einführung der Bezugſcheinpflicht für Schuhbekleidung 


ezeigt hat. 
gezeigt h Dr. Rufchel-Berlin. 


Kriegsbeſchädigten⸗Fürſorge. 


Die von Ihrer Majeftät der Kaiſerin ſchon bald nach Kriegs⸗ 
ausbruch angeregte Kriegsbeſchädigten⸗Fürſorge iſt in kurzer 
Zeit zu einer gewaltigen, ſegensreichen Organiſation angewachſen, 
welche ſich der ſchwerbeſchaͤdigten Krieger — vor allem der Am⸗ 
putierten, der Gelähmten und Berfrüppelten — tatkräftig an⸗ 
nimmt. Ihre Tätigkeit kann ſchon auf äußerſt günſtige Erfolge 
zurückblicken. Bei der Behandlung der Schwerbeſchädigten ſind 
völlig neue Bahnen beſchritten. Vor allem brach man mit den 
alten Anſchauungen, daß der Amputierte ein hilfloſes Weſen 
ſei, das fremder Wartungen und Pflege bedürfe und zeigte, 
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daß auch er durch geeignete Behandlung und Unterweifung wie⸗ 
der ſeinen Mann im Leben ſtellen könne. Zu dieſem Sweck 
wurden in allen Provinzen beſondere Lazarette errichtet, in 
denen die K.⸗B. nicht nur fachärztliche Behandlung erhalten, 
ſondern auch in Werkſtätten und Betrieben wieder in ihren alten 
Beruf zurückgeleitet oder zu einem neuen ausgebildet werden. 
Die Einrichtung eines ſolchen Lazarettes möge ein Rundgang 
durch die K.⸗B.⸗F.⸗Abteilung in Bethel bei Bielefeld zeigen. 
In den Bethel-Anjtalten mit ihren mehr als 600 Häuſern wurde 


bei Kriegsbeginn ein Lazarett mit 28 Krankenhäuſern und 2000 


Betten errichtet. Hiervon wurden 300 Betten für die R.-B.-F.- 
Abteilung abgezweigt. Für die Beſchäftigung der K.⸗B. ſtehen 
30 Werkſtätten und Betriebe zur Verfügung. Das Zentrum 
der Abteilung bildet die orthopädiſche Anſtalt; hier werden 
in einem großen Uebungsſaal an etwa 50 verſchiedenen Pendel- 
und Widerſtandsapparaten die verſteiften Glieder wieder ge— 
lenkig gemacht, die Muskeln, Sehnen und Gelenke durch 
Maſſage, Heilgymnaſtik und Heißluftbehandlung gekräftigt. Die 
Amputierten erhalten hier ihre Erſatzglieder und werden in 
ihrem Gebrauche angeleitet. An die orthopädiſche Anſtalt 
ſchließen ſich in langer Reihe die Werkſtätten und ſonſtigen Be⸗ 
triebe an. Zuerſt betreten wir die Uebungsſäle für kaufmänni⸗ 
ſchen Unterricht, in denen auch ſtets Linksſchreibekurſe jtatt- 
finden. Dann kommen wir in ein Haus, in dem unter kundiger 
Leitung künſtleriſcher Handfertigkeitsunterricht in Baſteln, 
Weben, Holzſchnitzen uſw. gegeben wird. Daneben befindet ſich 
das ausgedehnte Warenhaus, in dem K.⸗B. als Verkäufer und, 
auf den Bureaus tätig ſind. Von hieraus gehen wir in die 
große Tiſchlerei, in der wir K.-B. eifrig bei der Arbeit ſehen; 
vor allem intereſſiert uns ein Einarmiger, der es in kurzer Zeit 
erlernt hat, mit ſeinem Behelfsarm ſämtliche Tiſchlerarbeiten 
exakt auszuführen. In der Schuhmacherei find mehrere Bein- 
amputierte mit der Herſtellung orthopädiſcher Schuhe beſchäf— 
tigt, unter anderem auch ein Doppelamputierter, der ſo gut 
gehen kann, daß man ihm den Verluſt beider Beine ebenſowenig 
anmerkt, als unſerem Huſarenwachtmeiſter, der trotz feines 
Kunſtbeines und der ſchweren Beſchädigung des anderen Fußes 
wieder feſt im Sattel ſitzt. Wir beſuchen die Gärtnerei, die 
Drechſlerei, Schmiede und Schloſſerei, Bäckerei, Buchbinderei 
und Druckerei, in denen überall frohe Arbeit herrſcht, und blei⸗ 
ben dann verwundert vor einer großen Werkſtätte ſtehen; hier 
arbeiten nur Amputierte, täglich vielleicht 100 Mann! Es iſt 
dieſes die Schulwerkſtätte, in der jeder Amputierte, wer es auch 
ſei, Arbeiter oder Kaufmann, Lehrer oder Student, einige 
Wochen tätig fein muß. Hier wird er in dem Bau feiner Pro- 
theſen unterrichtet und erlernt leichte Schloſſer- und Sattler 
arbeiten, damit er kleinere Reparaturen an ſeinem Kunſtgliede 
ſelbſt herſtellen kann. Nunmehr gehen wir an dem Schlachthofe, 
der Seilerei und Korbflechterei, der Töpferei, Ziegelei und dem 


Elektrizitätswerk vorbei nach dem über 100 Morgen großen 
Quellenhof, wo wir teils in den Wirtſchaftsbetrieben und in 
der Weierei, teils auf den Feldern K.-B. beſchäftigt ſehen. 
Vor allem iſt es uns hier gelungen, Einarmige wieder zu voll- 
wertigen Landwirten auszubilden. In erſter Linie ſtreben wir 
danach, daß der K.-B. feinen alten Beruf oder einen dieſem 
ähnlichen wieder aufnimmt; in eingehender Berufsberatung 
wird alles Für und Wider erwogen. Wenn es dabei auch viel⸗ 
fach durch eine Fülle von Hinderniſſen hindurchgeht, ſo wird 
doch meiſt das Ziel erreicht, daß die Mehrzahl der K.-B. ge⸗ 
kräftigt und geſtärkt wieder hinausgeht mit neuem Mut zu 
friſchem Schaffen. 


Stabsarzt Dr. Mosberg-Bielefeld. 


Der Beſchwerdeweg bei der Kriegsunterſtützung. 


Jeder Kriegsteilnehmer, der ſeine Familie bedürftig zurückläßt, 
müßte ſich genau darüber informieren, welche Anſprüche ſeine 
Familie bei der zuſtändigen Ortsbehörde in bezug auf Unter- 
ſtützung zu ſtellen hat, um gegebenenfalls ſeiner Familie die ihr 
zukommende Unterſtützung erwirken zu können. Dabei iſt es 
aber von größter Bedeutung für ihn, zu wiſſen, an wen er ſeine 
Beſchwerde gegen eine eventuelle ungenügende Unterjtügung 
zu richten hat. 
Wenn ein Kriegsteilnehmer ſich nach dem Familienunter⸗ 
ſtützungsgeſetz vom 28. Februar 1888/4. Auguſt 1914 über den 
Beſchwerdeweg unterrichten will, fo erhält er dort nicht die ge— 
nügende Auskunft, denn nach dieſem entſcheidet die zuſtändige 
Kommiſſion für Familienunterſtützung endgültig und in letzter 
Inſtanz. Nach der Bundesratsverordnung vom 21. Januar 1916 
iſt zwar kein formelles Beſchwerderecht, welches an Friſten ge⸗ 
bunden iſt, geſchaffen, jedoch iſt die Möglichkeit der Beſchwerde 
im Aufſichtsweg gegeben. Demgemäß ſind Beſchwerden gegen 
die Entſchließungen der Kommiſſionen für Stadtkreiſe an den 
MWagiſtrat der Stadt, Beſchwerden gegen die Entſchließungen 
der Magiſtrate und gleichfalls Beſchwerden gegen die Ent- 
ſchließungen der Kreisausſchüſſe an den Regierungspräfidentem 
— in Berlin an den Oberpräſidenten, in Bayern an die Re⸗ 
gierung — und die Beſchwerde gegen deſſen Entſcheidung an 
den Winiſter des Innern — in Bayern an die Kammer des 
Innern — zu richten. In Elſaß⸗Lothringen ſind Aufſichtsbehör⸗ 
den über die Kreisdirektoren bzw. die Bürgermeiſter von Straß⸗ 
burg und Wetz die Bezirkspräſidenten und das Miniſterium. 
Es empfiehlt ſich ſtets, vorerſt bei einer Beſchwerde die nächſt⸗ 
höhere Inſtanz anzurufen, da der Negierungspräfident bzw. 
Winiſter des Innern zunächſt doch die Beſchwerde an dieſe 
zurückgibt und die durch dieſe veranlaßte Prüfung nur eine Ver⸗ 
zögerung der Erledigung herbeiführt. 

Dr. Egbert Baumann-Altona- 
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